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VI Infrastruktur-Langfristvorhaben: Plausibilität von Optionen

VI.1 Aufgabe und Methodik

Im Unterschied zu den Maßnahmen des mittelfristig orientierten Kataloges sind die zu prüfenden
Vorhaben nicht Teil des StEP-Handlungskonzeptes. Die Aufgabe hier bestand in

• der Prüfung der Plausibilität von langfristigen Infrastruktur-Entwicklungsoptionen des FNP
vor dem Hintergrund veränderter Entwicklungsperspektiven gegenüber dem Anfang der 90er
Jahre,

• der Prüfung, ob mittelfristige Infrastrukturmaßnahmen des Maßnahmenkataloges (insbeson-
dere im ÖPNV) durch längerfristige Entwicklungen bestätigt oder infrage gestellt werden und

• der Prüfung, ob bei kurz- und mittelfristig zu realisierenden Maßnahmen (im Ausnahmefall)
auch Vorkehrungen für erst langfristig vorgesehene Querungen oder Verknüpfungen plausi-
bel sind, die deshalb als Vorleistungen berücksichtigt werden müssten.

Zur Begrenzung der Schätzunsicherheiten der langfristigen Strukturentwicklung wurde eine Korri-
dorbetrachtung vorgenommen. Dazu wurden raumstrukturelle Eckwerteszenarien A und B für
Einwohner und Beschäftigte gebildet (vgl. Abb. VI-1).
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Abb. VI-1 Methodik der Raumszenarienbildung für den StEP Verkehr

Da in den Teilräumen Innere Stadt, Äußere Stadt und Umland auch längerfristig mit einer unter-
schiedlichen Entwicklungsdynamik zu rechnen ist, wurden in den Szenarien auch für die Teilräume
unterschiedliche Eckwerte gebildet. (Zur Begründung der Eckwerte-Annahmen vgl. Abschnitt
V.2.2).

In einem weiteren Schritt wurden diese teilräumlichen Eckwerte für 10 unterschiedliche Siedlungs-
kategorien mit unterschiedlicher Binnendynamik weiter differenziert (vgl. Anhang IV, S).

Neben der Prognose der Ausgangsdaten zu Infrastruktur/Raumstruktur für eine langfristige Szena-
rienbetrachtung bis 2030 stand darüber hinaus die Frage, inwieweit nach 2015 Veränderungen im
Mobilitätsverhalten bereits heute absehbar sind.
Aktuelle Untersuchungen stehen dazu nicht zur Verfügung.
Aus der bisherigen Entwicklung ist zu erkennen, dass insbesondere nach der Wiedervereinigung
und den damit verbunden sozialen und wirtschaftlichen Umbrüchen in der gesamten Region sich
das Verkehrsverhalten der Bevölkerung deutlich verändert hat. Dies spiegelt sich u. a. in einer
Zunahme des Kfz-Verkehrs wieder. Die Gründe dafür liegen in der gestiegenen Motorisierung, der
Veränderungen der Zielwahl z. B. im Einkaufsverkehr oder einem veränderten Freizeitverhalten der
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Bevölkerung und lassen sich kennzeichnen als ein fortschreitender Angleichungsprozess zwischen
Ost und West.

Diese Entwicklung ist noch nicht abgeschlossen und wird auch in den kommenden Jahren weiter
stattfinden, aber auf deutlich niedrigerem Veränderungsniveau. In den Szenarien zum StEP-
Handlungskonzept wurde davon ausgegangen, dass die Angleichungs- und Veränderungsprozesse
in Bezug auf das Mobilitätsverhalten  der Bevölkerung bis 2015 weitgehend abgeschlossen sind.

Danach sind aus heutiger Sicht zunehmend die Veränderungen in der Bevölkerung (natürliche
Bevölkerungsentwicklung und -verteilung) die maßgebliche Ursache für Veränderungen im Ver-
kehr.

Mit den auf die genannte Weise entwickelten Raumstrukturszenarien wurden Modellrechnungen
für die Verkehrsnachfrage und die Netzbelegungen durchgeführt.
Für den "Planungs-Nullfall" wurde davon ausgegangen, dass die Infrastruktur (wie im übrigen alle
anderen Annahmen auch) des StEP-Maßnahmenszenarios 3 für 2015 auch 2030 unverändert be-
steht, also keine Infrastrukturerweiterungen vorgenommen wurden. Dieser Planungs-Nullfall
diente als Bezugsfall für die Varianten mit zusätzlicher Infrastruktur. Sowohl bei dem Planungs-
Nullfall als auch bei den Infrastruktur-Planungsfällen wurden die verkehrlichen Wirkungen für
beide Raumstrukturszenarien berechnet.

Folgende Beurteilungsregeln für Langfristvorhaben wurden aufgestellt:

a) Spricht der ermittelte Verkehrserfolg aus beiden Szenarien für ein Vorhaben, ist die Annahme
eines längerfristigen Realisierungsbedarfs plausibel. Bezüglich FNP-relevanter Vorhaben ist
dies ein gewichtiges Argument für die Aufrechterhaltung der Darstellung.

b) Spricht der ermittelte Verkehrserfolg lediglich aus dem oberen Entwicklungsszenario für das
Vorhaben, ist die Annahme eines langfristigen Realisierungsbedarfs zumindest zweifelhaft.
Wegen der genannten prognostischen Unsicherheiten wird eine weitere Beobachtung der
Bedarfsfrage empfohlen. In Bezug auf FNP-relevante Darstellungen spricht dies für eine Ab-
stufung der "Voll-Darstellung" auf eine Darstellung mit der (neuen) Signatur "Trassenfreihal-
tung". Eine Änderung in eine Volldarstellung wäre an einen Bedarfsnachweis im Zuge eines
förmlichen Änderungsverfahrens gebunden.

c) Lässt sich ein Vorhaben aus keinem der Szenarien ableiten, wird der Verzicht auf eine weitere
Verfolgung des Vorhabens, d. h. ggf. auch der Verzicht auf eine Darstellung im FNP empfoh-
len.

Voraussetzung für die Untersuchung eines längerfristigen Realisierungsbedarfes ist, dass die 0-
Lösung angesichts der erwarteten Verkehrsentwicklung mit erheblichen Problemen verbunden
wäre.

Der Beurteilungsgesichtspunkt der Vorhaben ist vorrangig die langfristig zu erwartende Verkehrs-
nachfrage in ihrer Wechselwirkung mit der städtebaulichen Siedlungsentwicklung. Die Prüfung der
anderen Aspekte der Realisierbarkeit erfolgt lediglich auf der Ebene einer Gesamtnetzbetrachtung
und ist kein Vorgriff auf erforderliche detaillierte Untersuchungen im Zuge weiterer formeller
Planungsverfahren. Ziel der Untersuchung der Realisierbarkeit in diesem Zusammenhang ist die
Identifizierung von gravierenden nicht-verkehrlichen Hinderungs- oder Ausschlussgründen. Wur-
den solche Fahrten ermittelt, sind diese in die Gesamtabwägung einbezogen worden.
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VI.2 Raumszenarien, Verkehrsnachfrage und Netzbelegung

Für die Prognose 2030 wurden zwei Raumstrukturszenarien entwickelt, die sich in der Einwohne-
rentwicklung des Großraumes Berlin gegenüber 2015 unterscheiden:

• Szenario A: Einwohnerabnahme Berlin und Gesamtraum um insgesamt 200.000 Einwohner

• Szenario B: Einwohner-Bestandserhalt Berlin / Zuwachs Gesamtraum um 200.000 Einwohner

In den Teilräumen der Stadt ist Szenario A durch folgende Änderungen gegenüber 2015 gekenn-
zeichnet:

In der inneren Stadt, d. h. dem Bereich innerhalb des S-Bahnringes (großer Hundekopf) wird ein
Rückgang von insgesamt 100.000 Einwohnern prognostiziert. Dabei erreichen die innerstädtischen
Wohn- und Mischgebiete deutlichere Abgänge. Für die Zentrums- und Kerngebiete im Bereich der
Planwerkskulisse (Ortsteil Mitte) werden aufgrund der dort vorhandenen Entwicklungspotenziale
für zusätzlichen Wohnungsbau geringere Bevölkerungsabnahmen erwartet.

In der äußeren Stadt, also außerhalb des S-Bahnringes werden insgesamt Bevölkerungsrückgänge
von 200.000 Einwohnern unterstellt. Gegenüber 2015 sind hier insbesondere die Großsiedlungen
betroffen; demgegenüber wird es in den Einfamilienhausgebieten geringere Veränderungen ge-
ben.

Im Umlandbereich werden gegenüber 2015 leichte Bevölkerungszuwächse von insgesamt 100.000
Einwohnern prognostiziert. Für die Stadt Potsdam wird von einer unveränderten Situation gegen-
über 2015 ausgegangen.

Damit werden insgesamt die Bevölkerungsabgänge in Berlin (-300.000) nicht durch Zuwächse im
Umland (+100.000) kompensiert.

Das Szenario B weist in den Teilräumen gegenüber 2015 folgende Veränderungen auf:

In der inneren Stadt werden bei insgesamt gleich bleibender Bevölkerungszahl Abnahmen in den
Wohn- und Mischgebieten von rund 2 % gegenüber 2015 angenommen. Kompensiert werden
diese Abnahmen durch Zuwächse in den Zentrums- und Kerngebieten im Ortsteil Mitte.

In der äußeren Stadt werden bei insgesamt gleich bleibender Bevölkerungszahl Abnahmen in den
Großsiedlungen von rund 8 % erwartet, diese werden insbesondere durch Zuwächse in den vor-
handenen Stadterweiterungsflächen im Nordosten (Buchholz, Blankenburg), sowie in den Einfami-
lienhausgebieten im Ostteil der Stadt kompensiert.

Für den engeren Verflechtungsraum wird ein Zuwachs von 200.000 Einwohnern gegenüber 2015
erwartet. Dieser Gesamtzuwachs wird sich je nach Entwicklungspotenzialen insbesondere im west-
lichen und südlichen Umland Berlins auswirken, während für die Landeshauptstadt Potsdam sowie
die nördlichen und östlichen Umlandgemeinden ein verminderter Zuwachs gegenüber 2015 pro-
gnostiziert wird.

Entsprechend erfolgt für die Szenarien A und B eine differenzierte Betrachtung der Beschäftig-
tenentwicklung.

Im Szenario A wird eine Gesamtabnahme der Beschäftigtenzahl um 130.000 angenommen. Dabei
werden für die Stadt Berlin 200.000 Beschäftigte weniger als im Jahr 2015 erwartet, während im
engeren Verflechtungsraum mit 70.000 zusätzlichen Beschäftigten gerechnet wird. In Berlin wurde
ein pauschaler Rückgang angenommen, der differenziert nach innerer Stadt (-70.000) und äußerer
Stadt (-130.000) den genannten Rückgang um 200.000 Beschäftigte ergibt.

Im Szenario B wird für das Jahr 2030 - vergleichbar mit der Einwohnerentwicklung gegenüber dem
Jahr 2015 - eine Stabilisierung der Beschäftigtenzahlen für Berlin bei leichten Zuwächsen im Ge-
samtraum angenommen.
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Intern wird sich die Anzahl der Beschäftigten in der inneren Stadt aufgrund der vorhandenen Po-
tenziale um 20.000 erhöhen, während in den äußeren Stadtgebieten ein vergleichbar hoher Rück-
gang zu erwarten ist.

Gegenüber Szenario A wird für den engeren Verflechtungsraum in Brandenburg eine um rd. 40 %
stärkere Zunahme der Beschäftigtenzahl angenommen. Diese steigt demnach zwischen 2015 und
2030 um rund 120.000 Beschäftigte an.

Die Modellierung der Verkehrsnachfrage auf Grundlage der Raumstrukturszenarien 2030 führt zu
folgenden Ergebnissen:
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Abb. VI-2 Entwicklung der Verkehrsnachfrage im Personenverkehr bis 2030
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Abb. VI-3 Entwicklung der Verkehrsleistung im Straßennetz bis 2030

Insgesamt ist bei der Anzahl der motorisierten Fahrten vor allem aufgrund der rückläufigen Ein-
wohner- und Beschäftigtenentwicklung in Berlin im Szenario A eine spürbare Reduzierung der
Verkehrsnachfrage im Binnenverkehr im Vergleich zu 2015 zu verzeichnen. Im Szenario B zeigen
sich fast keine Veränderungen.

Insbesondere der Einwohner- und Beschäftigtenrückgang im Szenario A führt zu einer Reduzierung
der Kfz-Fahrleistung um fast 4 Mio. Fzgkm/Tag.

Die mittlere Reiseweite im Szenario B steigt gegenüber 2015 aufgrund des höheren Quell- und
Zielverkehrs zwischen Brandenburg und Berlin geringfügig an.

Beim Szenario A zeigte sich sowohl für den ÖV als auch für den MIV eine geringere Netzbelastung
(vgl. Abb. VI-4 und Abb. VI-6).

Deutliche Zunahmen des Verkehrsaufkommens und der Netzbelastungen zeichnen sich bei Szena-
rio B im Umfeld der Stadterweiterungsflächen ab (Abb. VI-5 und Abb. VI-7).
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Gleichzeitig ist aufgrund der deutlichen Zunahme der Einwohner- und Beschäftigtenpotentiale im
Umland eine Zunahme der Verkehrsnachfrage, der Netzbelastungen, aber auch der mittleren
Reiseweiten festzustellen.
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Abb. VI-4 Änderung der ÖV-Belastung 2030 – Szenario A gegenüber 2015 Szenario 3

Abb. VI-5 Änderung der ÖV-Belastung 2030 – Szenario B gegenüber 2015 Szenario 3
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Abb. VI-6 Änderung der IV-Belastung 2030 – Szenario A gegenüber 2015 Szenario 3

Abb. VI-7 Änderung der IV-Belastung 2030 – Szenario B gegenüber 2015 Szenario 3
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VI.3 Beschreibung, Prüfung und Bewertung der untersuchten Netzteile

Für die zu untersuchenden langfristigen Infrastruktur-Vorhaben musste eine Auswahl vorgenom-
men werden.
In die Untersuchung einbezogen wurden alle Planungen zur Erweiterung der Verkehrsinfrastruk-
tur-Netze,
• deren langfristige Realisierung („2030“) unter Berücksichtigung der erkennbaren demogra-

phischen und finanziellen Rahmenbedingungen grundsätzlich diskutierbar erscheint,
• die auf die Entwicklung der künftigen Siedlungsstruktur Einfluss haben könnten,
• die (im Falle ihrer Bestätigung) ggf. Berücksichtigung bei der Realisierung früherer Projekte

finden müssten (Vorleistungen) sowie solche Planungen,
• mit denen teure Infrastruktur-Projekte durch preisgünstigere ersetzt werden könnten.

Das Ergebnis dieser Vorauswahl ist unter Berücksichtigung der Prüfergebnisse in die Netzpläne
Infrastruktur 2030 aufgenommen (vgl. Anhang II). Diese Pläne sollen vorrangig eine Orientierung
dazu geben, welche früher erwogenen Netzerweiterungen aus heutiger Sicht auch langfristig nicht
realisierbar erscheinen. Der Plan ist nicht in allen zusätzlichen Netzteilen in vergleichbarer Intensi-
tät geprüft. Er steht im übrigen unter dem grundsätzlichen Vorbehalt, dass derart langfristige
planerische Aussagen nur die heutigen Zukunftserwartungen spiegeln und deshalb von Zeit zu Zeit
überprüft werden müssen.

Für alle für die Prüfung ausgewählten Infrastruktur-Vorhaben wurde gesondert eine Bewertung
nach verkehrlichen, städtebaulichen und umweltrelevanten Wirkungen sowie nach wirtschaftli-
chen Kenngrößen durchgeführt. Zusätzlich wurden mögliche Probleme oder Konflikte bezogen auf
Akzeptanz, auf Machbarkeit oder auf Finanzierung untersucht. Die Übersicht VI-1 zeigt die Bewer-
tungskriterien im einzelnen sowie die herangezogenen Materialien und Bewertungsverfahren.

Übersicht VI-1

Bewertungsaspekt Methodik

Verkehrliche Wirkungen

Strecken- und Linienbelastung sowie
Auslastung
Entlastungs- und Verlagerungswir-
kungen
Verbindungs- und Erschließungs-
qualität
Wechselwirkungen mit anderen
Maßnahmen

Quantitative (und qualitative) Beschreibung und Bewertung der
Maßnahme
Beschreibung der verkehrlichen Wirkung nach Umlegungsrechnung
Beschreibung der Wirkungen im Netzzusammenhang
Beschreibung der untersuchten Netzvariante hinsichtlich der konkre-
ten Auswirkungen (Verlagerungen im Netz) und verkehrlicher Kenn-
ziffern aus der Modellrechnung (Fahrgäste bzw. Fahrten pro Tag;
Reiseweiten; Reisezeiten; Umsteigevorgänge usw.)
qualitative Beschreibung: andere Infrastrukturmaßnahmen; Sied-
lungsflächenplanung

Abschätzung der Wirkungen auf
Städtebau und Landschaft
Eingriffe in städtebauliche Struktu-
ren
Eingriffe in Natur und Landschaft
Umweltwirkung

Qualitative (und qualitative) Beschreibung und Bewertung

bei Straßenvorhaben auch Beschreibung der Straßenquerschnitte
(zwei-, vier-, sechsspurig, Radwege, Fußwege)
Hinweise auf mögliche Probleme bei der Realisierung
mögliche Entlastungen durch die Maßnahme an anderer Stelle (Abwä-
gung)
Vorschläge für stadtverträgliche Gestaltungsmöglichkeiten
Hinweise auf bereits vorhandene Baulichkeiten (vorhandene, nicht
genutzte U-Bahntunnel usw.)
erforderlicher Rückbau von Anlagen
Beschreibung und Bewertung der Maßnahmen auf Grundlage der
Lärmkarte 2015 und Schadstoffemissionen 2015 (Ergebnis aus Wir-
kungsanalysen 2015)
zu erwartende Veränderungen verbalisieren und nach Möglichkeit
quantifizieren (fachliche Abschätzung für kritische Stellen)
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Bewertungsaspekt Methodik

Abschätzung wirtschaftlicher Kenn-
größen
Betriebskosten und Nachfragepoten-
tiale
Reisezeitersparnisse
Bauliche Aufwendungen

Qualitative (und quantitative) Beschreibung und Bewertung
Beschreibung der Veränderung der Untersuchungsparameter (qualita-
tiv und/oder quantitativ, falls Modellrechnung)
Beschreibung der Fördermöglichkeiten (GVFG, Regionalisierungsmit-
tel; Städtebauförderung …)

Im Ergebnis wird insbesondere aufgezeigt,

• ob das Vorhaben künftig (unter den Annahmen beider Szenarien) notwendig werden könnte,
• welche Konflikte und Auswirkungen eine Realisierung nach sich ziehen würde,
• ob das Vorhaben unter wirtschaftlichen Aspekten sinnvoll ist und
• welche Auswirkungen bei einer Nichtrealisierung zu erwarten sind (Null-Betrachtung).

Bei einzelnen Vorhaben wurden mögliche Varianten oder eine Realisierung in Teilabschnitten in
die Bewertung mit einbezogen. Diese Bewertung wurde für beide Szenarien durchgeführt.
Je nach Art des Vorhabens genügte teilweise eine plausible fachlich fundierte Abschätzung in der
jeweiligen Bewertungskategorie.
Für alle Vorhaben wurden Modellrechnungen (Verkehrsumlegungen) mit angepassten Verkehrs-
nachfragematrizen durchgeführt.
Nach einer Gesamtabwägung aller untersuchten Beurteilungsgesichtspunkte wurde ein Verfah-
rensvorschlag entwickelt.
In diesem Bericht sind nur die wichtigsten Ergebnisse und die Gesamtbeurteilung als Übersicht
dargestellt. Die ausführlichen Untersuchungsergebnisse sind im Anhang V nachzulesen.

Die untersuchten langfristigen Vorhaben im Überblick (vgl. auch Abb. VI-8):

Bereich Straßenverkehr und integrierte Lösungen

1. Tangentialverbindung Nord (TVN)
2. Tangentialverbindung Ost (TVO) / Südostautobahn / BAB 100
3. B101 neu (Lankwitz)
4. Spreequerung Verlängerung Paulsternstraße
5. Verkehrslösung Weißensee
6. Ortsumfahrung Falkenberg

Bereich ÖPNV

7. Straßenbahn Südtangente
8. Verknüpfung von U-Bahn und Straßenbahn
9. U-Bahnlinie U7 (Rudow – Rudow Süd – Bahnhof Schönefeld)
10. S-Bahnlinie S21
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Abb. VI-8 Lageplan der einzelnen langfristigen Infrastrukturvorhaben
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VI.3.1 Tangentialverbindung Nord (TVN)

Abb. VI-9 Lageplan Tangentialverbindung Nord (TVN)

VI.3.1.1 Kurzbeschreibung und Funktion

• Neubau einer ca. 18 km langen leistungsfähigen Tangentialverbindung im Nordraum zwi-
schen Reinickendorf - Pankow - Weißensee - Hohenschönhausen – Marzahn

• Ausführung als Stadtstraße mit überwiegend 2 Fahrstreifen/Richtung, einschließlich Mittel-
streifen, Grünstreifen, Rad- und Gehwegen

• Tangentiale Verknüpfung der Radialverbindungen B96, B96a, A114, B158, B2 und Landsber-
ger Allee und der o. g. Stadträume

• Anbindung und Erschließung der Stadterweiterungs- und Nachverdichtungsräume in Pankow
und Weißensee

• Entlastung der im Nordraum vorhandenen Ortsverbindungen mit begrenzter Leistungsfähig-
keit und hoher Wohnumfeldbelastung (Ortskerne Rosenthal, Buchholz, Blankenburg, Mal-
chow)

• Unterteilung der Trasse in 5 Teilabschnitte: TA 1: Wittenau – B96a, TA 2: B96a – A114, TA 3 :
A114 – B2 (Malchow/BAR), TA 4:B2 – Falkenberger Chaussee und TA 5: Falkenberger Chaussee
– B158 Märkische Allee

• Bewertung verschiedener Varianten im Bereich Rosenthal (Süd- und Nordumfahrung)

VI.3.1.2 Ergebnis der Prüfung: Wichtige verkehrliche Wirkungen

• Die Tangentialverbindung Nord bündelt großräumig Kfz-Verkehre im Nordraum und entlastet
die Radialverbindungen und die Ortsteile sehr wirksam vom Durchgangsverkehr. Die Entla-
stungswirkungen reichen bis zur Danziger Straße – Frankfurter Allee.

• Die TVN besitzt für den gesamten Nordraum der Stadt eine bedeutende Verbindungsfunktion.
Zwischen Wittenau und Marzahn beträgt der Reisezeitgewinn für den MIV ca. 10 Minuten. Im
Bereich Karow/Buch (Stadterweiterungsfläche) übernimmt die Trasse darüber hinaus eine
wichtige Erschließungsfunktion.
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• Besondere Wirksamkeit erreicht die Trasse auf den Abschnitten B2 – A114 sowie A114 bis
B96a (TA 2 und TA3) in beiden Szenarien mit hohen Auslastungen. Auf dem Abschnitt zwi-
schen B96a und Wittenau (TA 1) liegt die Auslastung der 2 x 2-spurigen Straße dagegen nur
bei 43 % (Szenario A) und 50 % (Szenario B).

• In der Nullvariante (ohne TVN) nimmt die Belastungssituation gegenüber 2015 im Szenario A
geringfügig ab, während sie im Szenario B insbesondere im Bereich der Stadterweiterungsflä-
chen ansteigt. Aufgrund der fehlenden Tangentialverbindung im Nordraum belasten tangen-
tialgerichtete Kfz-Verkehre auch die in die Stadt führenden Radialen, bis geeignete Tangenten
erreicht sind. Damit verschlechtert sich die Situation in den Schwerpunktbereichen Prenzlauer
Promenade, Dietzgenstraße – Mühlenstraße, aber auch Hermann-Hesse-Straße und Storko-
wer Straße-Osloer Straße im Szenario B weiter. Die geringen Abnahmen im Szenario A führen
nicht zu einer spürbaren Entlastung in diesen Schwerpunktbereichen.

• In TA 1 wäre die Südvariante verkehrlich begrenzt wirksamer als die Nordvariante.
• Die Teilabschnitte 3 und 4 (A114 bis Falkenberger Chaussee) tragen zu einer Entlastung der

Berliner Allee bei (Wechselwirkung mit Verkehrslösung Weißensee), die Ortsumfahrung Fal-
kenberg steht in enger Wechselwirkung mit dem TA 5. Auf sie könnte bei dessen Realisierung
der TA 5 verzichtet werden.

VI.3.1.3 Weitere wichtige Ergebnisse

• Bis auf den Teilabschnitt Falkenberger Chaussee - Märkische Allee (TA 5), für den ein Ausbau
vorhandener Infrastruktur vorgesehen ist, stellen alle Abschnitte einen Eingriff in Natur und
Landschaft dar.

• Eingriffe in bestehende Siedlungsstrukturen wären im Raum Blankenfelde und im Raum
Rosenthal erforderlich. Ein besonders problematischer Abschnitt ist der Teil zwischen Wil-
helmsruher Damm und B96a (TA1): Bei Südvariante sind deutlich mehr Parzellen und Wohn-
grundstücke betroffen als bei der Nordvariante.

• Im Bereich Wittenau und Märkisches Viertel kommt es in den Anschlussbereichen (vorhande-
ne Stadtstraßen) zu Belastungszunahmen.

• Per Saldo kann die durch den Kfz-Verkehr verursachte Lärm- und Luftschadstoffbelastung der
Bevölkerung aber deutlich reduziert werden (Entlastung für ca. 82.000 – 86.000 Bewohner,
zusätzliche Belastung für ca. 23.000 – 27.000 Bewohner).

• 10 bzw. 12 Ingenieurbauwerke in Form von Über- und Unterführungen vorhandener Straßen-
verkehrs- und Bahnanlagen sind erforderlich.

VI.3.1.4 Zusammenfassung und Empfehlung

Tab. VI-1 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Tangentialverbindung Nord

Für die Teilabschnitte zwischen Märkischer Allee und B96a sollte die Darstellung im FNP beibehal-
ten bleiben. Für die Nordvariante Wilhelmsruher Damm bis B96 sollte eine Trassenfreihaltung für
einen Querschnitt von 2x1 Fahrspur erfolgen.
Auf die Südvariante im Raum Rosenthal sollte verzichtet werden.
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VI.3.2 Tangentialverbindung Ost (TVO) / Südostautobahn / BAB 100

Abb. VI-10 Lageplan BAB 100 und TVO
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Abb. VI-11 Lageplan Alternative "SO-Autobahn"

VI.3.2.1 Kurzbeschreibung und Funktion

Südöstlich des S-Bahn-Ringes sind die tangentialen Straßenverbindungen infolge des Teltow-
kanals, der Spree und der Bahnstrecken auf wenige Querungsmöglichkeiten beschränkt. Für den
großräumigen Verkehr zwischen Neukölln und der B1/5 waren verschiedene Trassenalternativen zu
prüfen.

A100-Verlängerung:

• Verlängerung der Stadtautobahn A100 ab AD Neukölln über eine 6,2 km lange Neubautrasse
bis Treptower Park (Trassenabschnitt bereits in der mittelfristigen Strategie enthalten) und
von dort zur Frankfurter Allee

• Ausführung als Stadtautobahn mit 2 x 3 Streifen/Richtung
• Bündelung der tangential gerichteten Verkehre auf der Stadtautobahn und Entlastung der

umgebenden Stadträume und der Innenstadt vom Durchgangsverkehr

und TVO:

• Neubau einer 7,8 km langen Tangentialverbindung im Südostraum zwischen Straße An der
Wuhlheide und B1/5

• Ausführung als Stadtstraße mit 2 x 2 Fahrstreifen/Richtung, Rad- und Gehwegen
• Anbindung von Marzahn und Hellersdorf an die A113neu
• Entlastung der Ortsteile Karlshorst und Schöneweide vom Durchgangsverkehr
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Alternative SO-Autobahn:

• Neubau einer ca. 10 km langen leistungsfähigen Tangentialverbindung im Südostraum zwi-
schen A113neu und B1/5

• Ausführung als Stadtautobahn zur Bündelung aller großräumigen Verkehre mit 2 x 2 Strei-
fen/Richtung

• Anbindung von Marzahn, Hellersdorf und Lichtenberg an die A113neu
• Entlastung der Innenstadt vom Durchgangsverkehr
• Entlastung der Ortsteile Lichtenberg, Friedrichsfelde, Karlshorst und Schöneweide vom

Durchgangsverkehr

VI.3.2.2 Ergebnis der Prüfung: Wichtige verkehrliche Wirkungen

• Die A100, wie auch die SO-Autobahn haben eine vergleichbar hohe Verbindungsqualität mit
einer Reduzierung der Reisezeiten auf den für die Trassen  jeweils spezifischen Relationen um
bis zu 50 % und bündeln beide in sehr starkem Maße Verkehre.

• Bei der A 100 ist die Bündelungswirkung am stärksten und die Entlastung in den benachbar-
ten Stadträumen und in der Innenstadt am größten.

• Die SO-Autobahn kann den Kfz-Verkehr zwischen der B1/5 und der A113neu gezielt ableiten.
Diese Verbindung besitzt für die Entlastung des Südostraums eine hohe Bedeutung. Ihre Ent-
lastungswirkung für die Innenstadt fällt dagegen im Vergleich zur A100 sehr viel geringer aus.

• Die Entlastungswirkung der TVO fällt im Vergleich mit den anderen Varianten aufgrund ihrer
Randlage am geringsten aus. Ihre Entlastungswirkungen auf den Hultschiner Damm mit ca.
2.000 Kfz/Tag, auf der Köpenicker Straße und der Chemnitzer Straße mit rund 5.000 Kfz/Tag
sind gegenüber dem Nullfall begrenzt.

• Unter beiden Szenarien zeigt die A 100 die größten verkehrlichen Wirkungen. Im Vergleich zur
Ist-Situation steigt die Kfz-Belastung bis 2015 (Szenario 3) und im Planungs-Nullfall 2030 (oh-
ne A100-Verlängerung) auf der Warschauer Straße und der Treskowallee um 15.000 bis
23.000 Kfz/Tag an und übersteigt damit die Leistungsfähigkeit.

• Die TVO besitzt im Vergleich mit den anderen Varianten eine vergleichbar geringe Bedeutung.
Bis 2015 steigt die Kfz-Belastung auf den 3 tangentialen Straßenverbindungen nördlich des
Bahnhofs Köpenick um ca. 10.000 Kfz/Tag an. Bis 2030 ergibt sich in beiden Szenarien im Pla-
nungs-Nullfall (ohne TVO) keine weitere Erhöhung. Im Szenario A ist eine Abnahme um ca.
5.000 Kfz/Tag zu erwarten.

• Mit der SO-Autobahn kann vor allem der Belastungszunahme auf der Treskowallee entgegen-
gewirkt werden.

• Die Realisierung der TVO wirkt sich negativ auf die ÖPNV-Nachfrage (parallele "Nahver-
kehrstangente") aus.

VI.3.2.3 Weitere wichtige Ergebnisse

• Bei SO-Autobahn starke Eingriffe in Kleingartenanlagen, Siedlungsbereiche, Natur und Land-
schaft

• Bei A100 und TVO erhebliche bzw. begrenzte Eingriffe in städtebauliche Strukturen, aber
Bündelungsmöglichkeit mit vorhandener linearer Infrastruktur begrenzt zusätzliche Trenn-
wirkung, Umweltbelastung

• Eingriffe in Grundwasserbereich durch Untertunnelung Ostkreuz/Friedrichshain bei A100
• Die Zahl der notwendigen Ingenieurbauwerke beträgt bei der TVO=6, A100=9, SO-

Autobahn=10.
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VI.3.2.4 Zusammenfassung und Empfehlung

Tab. VI-2 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Tangentialverbindung Ost / SO-Autobahn / BAB 100

Für die Verlängerung der A100 sollte die FNP-Darstellung beibehalten werden.

Auf eine SO-Autobahn sollte trotz hoher verkehrlicher Wirksamkeit aufgrund der gravierenden
Struktureingriffe und der zusätzlichen Trennwirkung der neuen Trasse bei geringerer Entlastungs-
wirkung für die Innenstadt weiterhin verzichtet werden.

Auf die TVO kann nördlich An der Wuhlheide bis B1/5 verzichtet werden. Verbesserungen im Be-
standsnetz (insbesondere Engpassbeseitigung im Zuge der Treskowallee, Brücke Blockdammweg)
sowie die neue Straßenverbindung zwischen Rummelsburger Landstraße und A 113 / Anschluss-
stelle Späthstraße werden zu einer Verbesserung des Angebotes in den tangentialen Relationen
führen. Die Beibehaltung der Planung einer nördlichen Umfahrung Köpenicks ist für die Verteilung
des Verkehrs auf die bestehenden tangentialen Straßen eine wichtige Voraussetzung.
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VI.3.3 B 101 neu (Lankwitz)

Abb. VI-12 Lageplan B 101 (neu)

VI.3.3.1 Kurzbeschreibung und Funktion

• Neubau einer 2 km langen Straßenverbindung zwischen Munsterdamm und Malteserstraße
• Ausführung als Stadtstraße mit 2 x 2 Fahrstreifen/Richtung (verschiedene Varianten einer

durchgängig ebenerdigen Trasse oder mit Tunnelabschnitten)
• Minderung der Kfz-Belastungen vom Durchgangsverkehr (vierstreifiger Ausbau der B101 in

Brandenburg und ab Landesgrenze bis Diedersdorfer Weg)
• Entlastung des Ortsteils Lankwitz (Leonorenstraße, Paul-Schneider-Straße, Kaiser-Wilhelm-

Straße)

VI.3.3.2 Ergebnis der Prüfung: Wichtige verkehrliche Wirkungen

• Die neue Trasse würde den Verkehr stark bündeln.
• Neben radial gerichteten Verkehren verlagern sich auch tangential gerichtete Verkehre auf die

neue Verbindung. Während die Maßnahme von der B101(alt) nur ca. 3.000 Kfz pro Tag an-
zieht, verlagern sich ca. 15.000 Kfz pro Tag aus den Bereichen Marienfelde und Lichtenrade
auf die neue Straßenverbindung.

• Unter beiden Szenarien ist die Strecke mit 38 – 50.000 Kfz/Werktag je nach Szenario und
Teilabschnitt gut ausgelastet.

• Einer Verringerung der Kfz-Belastung im Bereich Paul-Schneider-Straße - Leonorenstraße
steht eine Zunahme auf den zuführenden Straßenverbindungen gegenüber.

• Die großräumigen Verkehrsanteile (Durchgangsverkehr von der Stadtgrenze kommend)
steigen gegenüber dem Nullfall um 10 % an.
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• Während die Kfz-Belastung auf den Straßen im Umfeld der Maßnahme bis 2015 ansteigt,
ergeben sich im weiteren Verlauf bis 2030 im Planungs-Nullfall keine weiteren Erhöhungen.
Im Szenario A ist eine flächendeckende Abnahme zu verzeichnen.

• Bei großer Tunnellösung ohne Netzanbindung steht Nutzen des Neubaus in Frage, da
Hauptwirkung örtlicher Entlastung entfällt und großräumige Verkehre angezogen werden.

VI.3.3.3 Weitere wichtige Ergebnisse

• Bei ebenerdiger Variante: starker Eingriff in vorhandene Wohngebiete, zusätzliche Lärmbela-
stung und Zerschneidungswirkung, Häuserabbrüche notwendig

• Bei Tunnelvarianten: zeitlich beschränkter Eingriff, aber auch Häuserabbrüche notwendig,
Trennwirkung durch Rampen

• Eingriffe in Natur und Landschaft bei beiden Varianten
• Verlärmung der vorhandenen Wohnbereiche insbesondere bei oberirdischer Trassenführung,

Entlastung im Raum Lankwitz. Aufgrund der umfangreichen Verkehrsverlagerungen infolge
der Maßnahme stehen den Entlastungseffekten Zunahmen der Umweltbelastungen in ande-
ren Netzabschnitten gegenüber.

• Brücken-Bauwerk (Überführung Teltowkanal) in allen Varianten erforderlich
• Bezüglich der Bau- und Betriebskosten ist oberirdische Führung günstiger.

VI.3.3.4 Zusammenfassung und Empfehlung

Tab. VI-3 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse B 101 neu (Lankwitz)

Die begrenzte Wirkung dieser Maßnahme bei erheblichen Aufwendungen und negativen Folgewir-
kungen legt eine Aufgabe der Darstellung im FNP nahe.

Unter verkehrlichen Gesichtspunkten wäre zwar eine erhebliche Entlastungswirkung auf dem
Straßenzug in Lankwitz zu erwarten, diese wäre allerdings mit einer Verlagerung der Belastung auf
einen anderen Teil von Lankwitz verbunden . Die Kfz-Verkehrsbelastung würde insgesamt erhöht.
Die sehr erheblichen notwendigen Eingriffe in vorhandene städtebauliche Strukturen, die schwer
beherrschbaren Folgewirkungen auf die Umwelt und die erheblichen Aufwendungen legen in der
Gesamtabwägung eine Aufgabe der Darstellung im FNP nahe. Verkehrszunahmen sind voraus-
sichtlich nur im mittelfristigen Zeitraum relevant. Deshalb sollten für diesen Zeitrahmen am Be-
stand orientierte Maßnahmen zur Verbesserung der Verträglichkeit umgesetzt werden.
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VI.3.4 Spreequerung Verlängerung Paulsternstraße

Abb. VI-13 Lageplan Spreequerung Verlängerung Paulsternstraße

VI.3.4.1 Kurzbeschreibung und Funktion

• Neubau einer 1,5 km langen Straßenverbindung zwischen Wiesendamm und Paulsternstraße
mit Spreequerung

• Ausführung als Stadtstraße mit 2 x 1 Fahrspur, Rad- und Gehweg
• Ableitung neu entstehender Verkehre aus dem Spandauer Havelbereich (Wasserstadt

Oberhavel)
• Bessere Verteilung der Kfz-Verkehre durch den Bau einer zusätzlichen Spreebrücke zwischen

Fürstenbrunner Weg und Altstädter Ring in Spandau

VI.3.4.2 Ergebnis der Prüfung: Wichtige verkehrliche Wirkungen

• Mit der neuen Spreequerung werden Verkehre von vorhandenen Tangentialverbindungen
abgeleitet. Dies führt vor allem in den Bereichen Am Juliusturm und Altstädter Ring zu einer
Reduzierung des Kfz-Verkehrs (auf dem Altstädter Ring gegenüber der Nullvariante um rund
14%); Umwegfahrten von erheblicher Länge entfallen.

• Die Streckenbelastung beträgt im Szenario A rd. 24.000 Kfz/Werktag, im Szenario B
rd. 26.000 Kfz/Werktag. Die Streckenauslastung ist damit in beiden Szenarien sehr gut.

• Eine nennenswerte Verlagerung großräumiger Verkehre von der A111 ist im Ergebnis der
Modellrechnung nicht festzustellen.

• Besondere Attraktivität besitzt diese Maßnahme für Verkehre zwischen Spandau Süd und
Siemensstadt.
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• Im Spandauer Raum sind bis 2030 gegenüber 2015 keine weiteren Kfz-Erhöhungen zu erwar-
ten. Im Szenario A ist sogar mit einem leichten Rückgang zu rechnen.

VI.3.4.3 Weitere wichtige Ergebnisse

• Die Einfügung der Trasse in das umgebende Industriegelände ist weitgehend problemlos
möglich.

• Kleingartenanlagen werden nördlich und südlich der Spree in begrenztem Umfang in An-
spruch genommen.

• Vergrößerter Aufwand entsteht durch Brückenbauwerk über Spree.

VI.3.4.4 Zusammenfassung und Empfehlung

Tab. VI-4 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Verlängerung Paulsternstraße

Das Planungsvorhaben würde die Voraussetzungen schaffen, im Raum Spandau Zusatzbelastun-
gen zu vermeiden und Spielraum für städtebauliche Aufwertungen zu schaffen. Andererseits sind
die verkehrlichen Wirkungen ambivalent, da gleichzeitig zwar Umwegverkehr eingespart, durch
die neue zügige Verbindung aber auch Verkehr induziert würde. In der Gesamtabwägung wird
durch Darstellung einer freizuhaltenden Trasse im FNP eine Aufrechterhaltung der Realisierungs-
option empfohlen.
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VI.3.5 Verkehrslösung Weißensee

Abb. VI-14 Lageplan Verkehrslösung Weißensee

VI.3.5.1 Kurzbeschreibung und Funktion

• Neubau einer ca. 1,2 km langen Straßenverbindung zwischen Weißenseer Weg und Michelan-
gelostraße (verschiedene Trassierungsvarianten sind möglich).

• Ausführung als Stadtstraße mit 2 x 2 Fahrstreifen, Rad- und Fußwegen
• Bestandteil einer komplexen Verkehrsmaßnahme mit dem Ziel, auch die Leistungsfähigkeit

der Straßenbahn im Zuge Berliner Allee zu erhöhen und die Zentrenqualität in Weißensee zu
verbessern.

• Voraussetzung ist eine Entlastung der Berliner Allee von Kfz-Verkehren.

VI.3.5.2 Ergebnis der Prüfung: Wichtige verkehrliche Wirkungen

• Die Trasse besitzt hohe Verbindungsqualität für Verkehre aus dem Raum Hohenschönhau-
sen/Marzahn in Richtung Innenstadt.

• Radial und tangential gerichtete Kfz-Verkehre werden von der Berliner Allee und der Storko-
wer Straße auf die neue Strecke verlagert.

• Die Auslastung ist unter beiden Szenarien mit ca. 35.000 Kfz/Tag hoch.
• Mit einer Abnahme um ca. 10.000 Kfz pro Tag in der Berliner Allee werden Voraussetzungen

für eine Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Straßenbahn und einer Aufwertung des Bezirks-
zentrums geschaffen (dadurch Reisezeitgewinne in einer wichtigen radialen Hauptstrecke
möglich).
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• Bis 2015/2030 sind im Szenario 1 bzw. Planungs-Nullfall weitere Zunahmen der Kfz-
Belastungen insbesondere im Zuge Weißenseer Weg – Berliner Allee – Pistoriusstraße zu ver-
zeichnen. Diese erreichen im Vergleich zur Ist-Situation eine Größenordnung bis zu 8.000
Kfz/Tag. Der Belastungsunterschied zwischen den Szenarien A und B fällt mit ca. 2.000 Kfz/Tag
gering aus.

VI.3.5.3 Weitere wichtige Ergebnisse

• Zerschneidung des vorhandenen Grünbereiches Volkspark Prenzlauer Berg / Jüdischer Fried-
hof, kein wesentlicher Eingriffsunterschied bei unterschiedlichen Varianten

• erheblicher Eingriff in Kleingärten: je Variante zwischen 55 und 70 Parzellen zzgl. 2 Gewerbe-
flächen

• Entlastung im Komponistenviertel

VI.3.5.4 Zusammenfassung und Empfehlung

Tab. VI-5 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Verkehrslösung Weißensee

Einer bedeutenden positiven großräumigen verkehrlichen Wirkung auf MIV und ÖPNV stehen
erhebliche Realisierungsprobleme gegenüber. Die Realisierungsoption durch Darstellung im FNP
sollte beibehalten werden.
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VI.3.6 Ortsumfahrung Falkenberg

Abb. VI-15 Lageplan Ortsumfahrung Falkenberg

VI.3.6.1 Kurzbeschreibung und Funktion

• Neubau einer 1,7 km langen Straßenverbindung zwischen Hohenschönhausen und Marzahn
• Ausführung als Stadtstraße mit 2 x 2 Fahrspuren sowie Mittelstreifen, Rad- und Gehwegen
• Entlastung der Ortsdurchfahrt Falkenberg
• Kombination mit Neubau einer (insgesamt 3,6 km langen) Straßenbahn-Tangentialstrecke im

Mittelstreifen der neuen Straßenverbindung

VI.3.6.2 Ergebnis der Prüfung: Wichtige verkehrliche Wirkungen

• In beiden Szenarien wäre eine geringe Streckenbelastung zu erwarten (zwischen ca. 9.000
Kfz/Werktag im Szenario A und 11.000 Kfz/Werktag im Szenario B).

• Neben einer Entlastung der Ortsdurchfahrt Falkenberg und der Ahrensfelder Chaussee be-
wirkt die Maßnahme eine Entlastung der Bitterfelder Straße. Sie ist deshalb in enger Wech-
selwirkung mit der TVN zu sehen. Im Falle der Realisierung der TVN kann auf die
Ortsumfahrung verzichtet werden.

• Verbesserung der ÖV-Erschließung im Bereich Wuhletalstraße durch ein Schienenverkehrsmit-
tel (Querschnittsbelastung von 6.000 bis 9.000 Fahrgästen im stärkstbelasteten Abschnitt)

• Verlagerung zum ÖV bei gewählter Trassierung von nur ca. 900 Fahrten pro Tag möglich
(Führung außerhalb Ortslage).
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VI.3.6.3 Weitere wichtige Ergebnisse

• Zerschneidung des Landschaftsraums südlich von Falkenberg durch neue Verkehrstrasse
• Qualitätsgewinn Ortslage Falkenberg durch Kfz-Entlastung
• Begrenzte ÖPNV-Nachfragepotenziale und nur geringe Verlagerungswirkungen bei Kombina-

tion mit Straße
• Voraussichtlich ungünstige Kosten-Nutzen-Relation, da lange Linienführung der Straßenbahn

nach Marzahn erforderlich wäre.

VI.3.6.4 Zusammenfassung und Empfehlung

Tab. VI-6 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Ortsumfahrung Falkenberg

Wegen nicht ausreichender Nachfragepotenziale und nicht vorhandener Wirtschaftlichkeit wird ein
Verzicht auf das Straßenbauvorhaben empfohlen.
Eine Straßenbahn in alternativer Führung (Ortslage Falkenberg) könnte mit Anbindung an den
optionalen S-Bhf Wuhletalstraße eine erheblich günstigere Kosten-Nutzen-Relation bewirken
(→ Trassenfreihaltung).
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VI.3.7 Straßenbahn Südtangente

Abb. VI-16 Lageplan Straßenbahn Südtangente

VI.3.7.1 Kurzbeschreibung und Funktion

• Neubau einer ca. 17 km langen Straßenbahntrasse, die vom U-Bhf Zwickauer Damm über
Marienfelde zum U-Bahnhof Dahlem-Dorf bzw. alternativ zum Rathaus Steglitz führen soll.
Dort Verknüpfung mit U- und S-Bahn.

• Verbesserung der ÖPNV-Verkehrserschließung auf den stark nachgefragten tangentialen
Relationen im Südraum der Stadt.

• Erweiterung des Straßenbahnnetzes aus dem Raum Neukölln nach Westen.
• Gewinnung neuer Nachfragepotenziale für den ÖPNV durch Ablösung der Busbedienung

durch ein alternatives und leistungsfähiges Straßenbahnangebot.
• Bildung von drei Teilabschnitten: TA1: Zwickauer Damm - Nahmitzer Damm bzw. Hildburg-

hauser Straße über Alt-Buckow, Marienfelder Chaussee und Buckower Chaussee, TA2: Verlän-
gerung nach U-Bahnhof Dahlem-Dorf, TA3: alternative Verlängerung nach Steglitz
(Schloßstraße).

VI.3.7.2 Ergebnis der Prüfung: Wichtige verkehrliche Wirkungen

• Im Teilabschnitt zwischen U-Bahnhof Zwickauer Damm und Marienfelde wäre eine Straßen-
bahn im Vergleich zur derzeitigen Buserschließung eine Verbesserung des Verkehrsangebotes
mit einer Nachfrage je nach Szenario zwischen 18.500 und 20.000 Fahrgästen pro Tag. Bedeu-
tendste Umsteigehaltestelle ist der U-Bahnhof Johannisthaler Chaussee, da erhebliche Ver-
kehrsbeziehungen aus Richtung Norden in Richtung Westen existieren.

• Für eine Verlängerung bis Dahlem Dorf (TA2) konnte keine ausreichende Nachfrage für eine
Straßenbahnbedienung (8.000 bzw. 9.000 Personen pro Tag im stärksten Abschnitt) ermittelt
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werden. Auf dem Abschnitt zwischen Marienfelde und Steglitz (TA3) beträgt das Fahrgastauf-
kommen je nach Querschnitt 6.000 bis 19.000 Personen pro Tag.

• Die bessere Erschließung mit einem schnellen Verkehrsmittel in dichtem Takt auf dem Ab-
schnitt U-Bahnhof Johannisthaler Chaussee – S-Bahnhof Buckower Chaussee führt zu einer
Steigerung der Gesamtnachfrage im ÖPNV um ca. 1.500 Fahrten je Tag.

• Eine Verlängerung bis Dahlem Dorf kann ca. 900 zusätzliche ÖV-Fahrten je Tag aktivieren,
erreicht aber unter Berücksichtigung der problematischen Führung im Straßenraum keine
ausreichende Gesamtbelastung.

• Die Verlängerung über Lankwitz nach Steglitz (Schloßstraße) führt per Saldo zu fast keiner
zusätzlichen Nachfrage im ÖPNV, da die Vorteile der Straßenbahn durch die Nachteile der zur
Finanzierung notwendigen Anpassung des Busnetzes kompensiert werden.

• Die Verlängerung über Zwickauer Damm hinaus nach Westen stärkt die verkehrliche und
betriebliche Bedeutung des Straßenbahnabschnitts Bahnhof Schöneweide - Zwickauer
Damm.

• Die Verlängerung nach Steglitz stünde im Nutzungskonflikt mit dem MIV im Bereich Lankwitz
(im Fall einer Weiterverfolgung der Planung der B101neu).

VI.3.7.3 Weitere wichtige Wirkungen

• Im TA1 und im Bereich Marienfelde - Lankwitz ist die Herstellung eines eigenen Bahnkörpers
durch Umbau der Straßenquerschnitte weitgehend möglich, die Zahl der Überquerungsmög-
lichkeiten verringert sich jedoch.

• Im Bereich Marienfelde - Dahlem ist auf weiten Abschnitten durch die erforderliche Einrich-
tung von Mischspuren ÖV/IV im engen Straßenraum keine adäquate Führung des Radverkehrs
möglich.

• Besondere städtebauliche Probleme bereiten die Bahnunterführung Lichterfelde West (TA2)
und die Überquerung des Teltowkanals (TA3).

• Eine Abschätzung des erforderlichen Betriebsaufwands, der baulichen Aufwendungen und
der sich ergebenden Reisezeitersparnisse bzw. zusätzlichen Nachfragepotenziale ergibt ledig-
lich für den ersten Bauabschnitt zwischen Zwickauer Damm und Marienfelde ein positives Er-
gebnis. Unverhältnismäßig hohe bauliche Aufwendungen auf dem Weg nach Dahlem bzw.
nach Lankwitz und die nur mäßigen Fahrgastgewinne auf der anderen Seite führen zu einer
negativen Bilanz dieser Erweiterungsoptionen.

VI.3.7.4 Zusammenfassung und Empfehlung

Tab. VI-7 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Straßenbahn Südtangente

Die Option für eine Trasse auf dem Teilabschnitt zwischen Zwickauer Damm und Marienfelde sollte
erhalten bleiben. Die Option sollte deshalb bei allen weiteren Planungen berücksichtigt werden.
Auf eine Weiterführung nach Dahlem bzw. Lankwitz sollte verzichtet werden.



© Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – StEP Verkehr (Entwurf) – 20.06.2003 129

VI.3.8 Verknüpfung von U-Bahn und Straßenbahn

VI.3.8.1 Zielsetzung und Rahmenbedingungen

Eine oberirdische Führung der U-Bahn bzw. Einbindung der Straßenbahn in vorhandene Tunnel der
U-Bahn lässt die Erzielung von erheblichen Einsparungen beim weiteren Ausbau der ÖPNV-
Infrastruktur erwarten. Ein Kilometer U-Bahn kostet derzeit durchschnittlich ca. 125 Mio. €, da-
gegen kostet ein Kilometer Straßenbahn mit ca. 10 Mio. €, fallweise auch 15 Mio. € nur etwa ein
Zehntel. Durch eine direkte Verknüpfung von U-Bahn und Straßenbahn könnten außerdem Zeit-
gewinne realisiert werden.
Abhängig von der Lage der für die Verknüpfung zu untersuchenden Strecke im U-Bahn- und Stra-
ßenbahnnetz wird zwischen Varianten mit Mischbetrieb von Hochflur-U-Bahn- und Niederflur-
Straßenbahnfahrzeugen sowie "systemreinen" Varianten ohne Mischbetrieb unterschieden.
Die genannten Varianten setzen unterschiedliche verkehrliche und technische Rahmenbedingun-
gen voraus:

Straßenbahn im Tunnel:

• Ein- und Ausfahrrampen
• einzufahrende Dachstromabnehmer
• Absenkung der U-Bahnsteige

Oberirdische Führung U-Bahn:

• Durchgängige Realisierung eines eigenen Bahnkörpers
• planfreie Kreuzungen
• Hochbahnsteige

Mischbetrieb:

• Stromzuführung über Fahrleitung bzw. Stromschiene
• Seitliche Stromabnehmer und Dachstromabnehmer
• Gleiche Fahrspannung
• Tiefbahnsteige für Niederflurstraßenbahnen
• Kosten für die Anpassung der Fahrzeuge bzw. Zeitraum für Ersatzbeschaffung von Fahrzeugen
• Außer der Einrichtung von Profilbahnsteigen ist zur Zeit keine optimale Lösung für den bar-

rierefreien Zugang zum Fahrzeug bei wechselnden Bahnsteighöhen erkennbar.

Für die Mischbetriebs-Varianten ist ein vollständig neues Fahrzeugkonzept erforderlich.
Deshalb muss die Restnutzungsdauer der vorhandenen Fahrzeuge in die zeitliche Planung einbe-
zogen werden. Ein neuer Fahrzeugtyp erscheint mittelfristig denkbar.
Ergebnis der Untersuchung konkreter Strecken ist, dass der Integrationsansatz U4 (Nollendorfplatz
- Innsbrucker Platz) grundsätzlich verkehrlich sinnvoll erscheint, aber das zu erwartende Nutzen-
Kosten-Verhältnis wie auch bei der Verlängerung der U8 (Wittenau - Märkisches Viertel) eine Um-
setzung der Vorhaben nicht begründet.

VI.3.8.2 U8 von Wittenau in das Märkische Viertel (systemreiner Betrieb)

Kurzbeschreibung und Funktion

• Direkte Anbindung des Märkischen Viertels an das U-Bahnnetz, die U8 endet heute am S-
Bahnhof Wittenau ca. 1 km vor dem eigentlichen Zentrum des Gebiets.

• Oberirdische Weiterführung mit U-Bahnfahrzeugen –Stadtbahnstandard – in Richtung Senf-
tenberger Ring und in Richtung Wilhelmsruher Damm, gegenüber einer Verlängerung der
Strecke als U-Bahn feinere Erschließung des MV möglich (Ringlinie im Senftenberger Ring).

Wichtige verkehrliche Wirkungen

Eine Weiterführung der U8 in das Märkische Viertel ergibt bei einer Berechnung von 20.000 bis
24.000 (Szenario A) bzw. von 21.000 bis 25.000 (Szenario B) einen Fahrgastgewinn von rund 1.300
bis 2.000 Fahrten am Tag durch die Verlagerung von anderen Verkehrsmitteln und durch Neuver-
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kehr. Dies ist im wesentlichen auf die Verringerung der Zahl der Umsteigevorgänge von ca. 4.000
bis 7.000 je Tag und eine deutliche Verkürzung der Gesamtreisezeit zurückzuführen.

Sonstige wichtige Wirkungen

Konfliktpunkte bestehen in der

• Errichtung des Rampenbauwerks im Anschluss an die bestehende Kehranlage und der
• städtebaulichen Einordnung der für den Betrieb erforderlichen Hochbahnsteige und eines

besonderen Bahnkörpers.

Folgende Vorbehalte stellen die Umsetzbarkeit in Frage:

• Eingleisige Führung im Senftenberger Ring führt zu Zwängen in der Fahrplangestaltung
(Ringlinie) und zur Einschränkung der Möglichkeiten zum Verspätungsabbau.

• Die Bedienung des Märkischen Viertels mit Bussen wird weiterhin erforderlich sein. Deshalb
sind die Sparpotenziale im Busnetz begrenzt.

• Die Baukosten für die oberirdische Verlängerung der U 8 sowie die Kosten für die Neuent-
wicklung und Beschaffung von straßentüchtigen U-Bahnfahrzeugen sind mit hoher Wahr-
scheinlichkeit nicht geringer als die Baukosten für die herkömmliche U-Bahnverlängerung.

Zusammenfassung und Empfehlung

Tab. VI-8 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse U-Bahn-/Straßenbahn-Verlängerung U8 Märkisches Viertel

Die Machbarkeit der Maßnahme kann zurzeit nicht belegt werden. Das zu erwartende Nutzen-
Kosten-Verhältnis rechtfertigt die Umsetzung der Maßnahme nicht.
Als Alternative sollte die Verlängerung der Straßenbahnstrecke nach Rosenthal in das Märkische
Viertel geprüft werden.



© Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – StEP Verkehr (Entwurf) – 20.06.2003 131

VI.3.8.3 Straßenbahn-/U-Bahn-Integrationsansatz der U-Bahnlinie U4 auf der Strecke Kultur-
forum - Innsbrucker Platz sowie Verlängerung bis Rathaus Steglitz

Abb. VI-17 Lageplan Maßnahme Tram Steglitz

Kurzbeschreibung und Funktion

• Verlängerung Kulturforum - Innsbrucker Platz über

- Variante V1: Potsdamer Straße und Hauptstraße (ca. 3,8 km),
- alternativ Variante V3: Zuführung an die U4 ab Kulturforum über Potsdamer Straße, Lüt-

zowstraße und Genthiner Straße (ca. 1,5 km).
• Ab Innsbrucker Platz wird die Verlängerung über Haupt-, Rhein- und Schloßstraße nach Rat-

haus Steglitz (ca. 2,9 km) betrachtet. Zu einer

- vollständig oberirdischen Führung (Varianten V2.1 von Potsdamer Straße, V4.1 von U4-
Tunnel) erfolgte eine

- Alternativbetrachtung ab Walther-Schreiber-Platz über den vorhandenen U-Bahn-Tunnel
der projektierten U10 (Varianten V2.2 und V4.2).

Wichtige verkehrliche Wirkungen

• Das zusätzlich erreichbare Potenzial unterscheidet sich zwischen der Streckenführung über
Potsdamer Straße bzw. U4-Strecke deutlich.

• Die Abschnittsbelastungen unterscheiden sich nach Szenario ebenso deutlich. Szenario B liegt
ca. 10 bis 15 % höher als Szenario A (vgl. Tab. VI-9).
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V 1
Strab

Potsdamer Str. bis
Innsbrucker Platz

V 2.1
Strab

Potsdamer Str.,
oberirdisch bis

Rathaus
Steglitz

V 3
Strab

im U4-Tunnel bis
Innsbrucker Platz

V 4.1
wie V3, ober-

irdische Weiter-
führung bis

Rathaus
Steglitz

Abschnittsbelastung
in Personen/Tag
Potsdamer
Str./Lützowstr.

29.000 Sz. A

- 33.000 Sz. B

34.000 Sz. A

- 39.000 Sz. B

36.000 Sz. A

- 40.000 Sz. B

41.000 Sz. A

- 47.000 Sz. B

Abschnittsbelastung
in Personen/Tag
Rheinstraße

19.000 Sz. A

- 21.000 Sz. B

23.000 Sz. A

- 25.000 Sz. B

Neue Fahrgäste +4.500 +6.500 +5.000 +8.000

Tab. VI-9 Streckenbelastungen der Varianten und Anzahl neuer Fahrgäste, jeweils im Vergleich zum Ohne-Fall

• Die Belastung in den Varianten V 2.2 und V 4.2 (jeweils unterirdische Führung in Steglitz) liegt
um ca. 1.000 Fahrgäste/Tag unter den oberirdisch vorgesehenen Varianten V 2.1 und V 4.1.

• Mit der Integration der U4 erfolgt eine deutliche Aufwertung dieser bestehenden Verkehrstra-
sse. Eine Weiterführung bis Rathaus Steglitz bedeutet eine erhebliche verkehrliche Aufwer-
tung im Bereich Schloßstraße.

• Durch die Weiterführung über die heutige U4 bis Innsbrucker Platz entfallen ca. 5.000 Umstei-
gevorgänge, durch die Verlängerung bis Rathaus Steglitz weitere 5.000. Die oberirdische
Führung über die Potsdamer Straße zeigt diesen Effekt nicht.

• Eine unterirdische Wegführung der Straßenbahn im Bereich Schloßstraße führt im Vergleich
zur oberirdischen Bedienung zu einer erheblichen Verschlechterung der Erschließung, da ne-
ben dem Haltestellenabstand auch die Wegelänge zu den U-Bahnhöfen zunimmt.

• Eine negative Wirkung auf die abschnittsweise entfernt parallel verkehrende S21 ist gegeben.
Bei der S1 ist im Abschnitt Rathaus Steglitz - Potsdamer Platz von einer Abnahme von ca.
6.000 Fahrgästen im Querschnitt auszugehen, nördlich des Potsdamer Platzes betrifft dies je
nach Variante ca. 1.500 bis 3.500 Fahrgäste.

• Der Straßenbahnabschnitt auf der Leipziger Straße bis Kulturforum wird mit zusätzlichen
10.000 – 15.000 Fahrgästen deutlich aufgewertet.

Weitere wichtige Wirkungen

• Gegenüber der Ist-Situation (Buslinie 148) können durch die Nutzung des U4-Tunnels größere
Reisezeitersparnisse erreicht werden als durch eine Führung über Potsdamer Straße. Außer-
dem ist die zu erwartende Pünktlichkeit im Tunnelbetrieb höher.

• Eine Integration der Straßenbahn in den Straßenraum aufgrund der Straßenbreite ist insbe-
sondere im Abschnitt Potsdamer Straße / Hauptstraße problematisch.

• Bei Nutzung der U4 wird eine Einordnung der Rampenanlagen in den Straßenraum in der
Genthiner Straße und Innsbrucker Straße erforderlich.

• Die Straßenbahnführung im Tunnel erfordert den Einsatz von für den Tunnelbetrieb ange-
passten Straßenbahnfahrzeugen (Stromabnehmer für Stromschienen und Zwangsbremssys-
tem).

• Die Straßenbahnführung im Tunnel erfordert eine Absenkung der vorhandenen Bahnsteige
der U4 und den Umbau des Kleinprofil-Tunnels. Belange des Denkmalschutzes sind zu berück-
sichtigen.

• Bei unterirdischer Führung der Straßenbahn im Abschnitt Walther-Schreiber-Platz - Rathaus
Steglitz gibt es städtebauliche Probleme bei der Einordnung der Tunnelrampe; die Straßen-
breite ist ausreichend.

• Durch Einsparungen im heute dichten Busangebot und in V1 und V2 auch im U-Bahn-Bereich
können die durch die hohe Belastung der Straßenbahnstrecke entstehenden Betriebskosten
teilweise kompensiert werden.

• Straßenbahn im Tunnel erfordert Maßnahmen bei der U9 in Steglitz: Bf und Kehranlage.
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Zusammenfassung und Empfehlung

Tab. VI-10 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Integration Straßenbahn/ U-Bahn auf der Strecke Kulturforum -
Innsbrucker Platz sowie Verlängerung bis Rathaus Steglitz

Aus verkehrlichen Gesichtspunkten ist der Integrationsansatz für die untersuchte Strecke U4 positiv
zu bewerten und den anderen Lösungen vorzuziehen. Auch städtebauliche Konfliktpotenziale in
der Potsdamer Straße – Hauptstraße würden dadurch erheblich vermindert.

Die Nutzung des U4-Tunnels erfordert aber die Neuentwicklung eines tunneltauglichen Straßen-
bahnfahrzeugs und den Umbau des vorhandenen Tunnels (Absenkung der Gleisanlage) sowie der
Bahnsteige. Daher wird kein positives Nutzen-Kosten-Verhältnis für eine Straßenbahn im U4-
Tunnel bis Innsbrucker Platz erwartet. Eine Umsetzung des Vorhabens ist somit nicht zu begrün-
den.
Deshalb ist die Option für die oberirdisch geführte Straßenbahn zum Innsbrucker Platz (Variante 1)
aufrecht zu erhalten.

Für die weitere Verlängerung bis Steglitz ist die oberirdische Lösung zu empfehlen.
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VI.3.9 U-Bahnlinie U7 (Rudow - Rudow Süd - Bahnhof Schönefeld)

Abb. VI-18 Lageplan Maßnahme U7

VI.3.9.1 Kurzbeschreibung und Funktion

• Neubau einer ca. 3,6 km langen U-Bahnstrecke zwischen Rudow und Bhf Schönefeld als An-
bindung zum in Planung befindlichen Flughafen BBI, davon 1,6 km auf Gebiet der Gemeinde
Schönefeld im Einschnitt

• Anbindung der Wohngebiete im Rudower Süden und Schönefelder Norden an das Schnell-
bahnnetz (derzeit Bedienung durch Buslinien)

• Unterteilung der Trasse in zwei Teilabschnitte (TA1 bis Lieselotte-Berger-Platz: eine Anbin-
dung des Wohngebiets Rudow Süd und TA2 bis Schönefeld: Netzschluss mit der dort verkeh-
renden S-Bahn)

VI.3.9.2 Wichtige verkehrliche Wirkungen

• Die ermittelten Streckenbelastungen von max. 8.000 bzw. 8.700 Personen pro Tag reichen
unter den Bedingungen beider Szenarien nicht aus, um den Betrieb einer U-Bahn zu rechtfer-
tigen.

• Für den Verkehr vom und zum Flughafen sind der Flughafenexpress und die S-Bahn wesent-
lich attraktiver.

• Im wesentlichen wurden nur die im Bus vorhandenen Fahrgäste auf die U-Bahn verlagert.
• Einem geringen Fahrgastgewinn von ca. 350 Fahrten steht ein sehr hoher Aufwand gegen-

über.
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VI.3.9.3 Weitere wichtige Wirkungen

• Die Planungen für diese U-Bahn-Erweiterung sind bei den Bebauungsplanungen im Rudower
Süden und in Schönefeld weitgehend berücksichtigt worden, so dass eine Realisierung relativ
problemlos vorgenommen werden könnte.

• Dennoch sind auch bei einem reduzierten Baukostenansatz Investitionskosten von rund
130 Mio. Euro für die Gesamtstrecke zu erwarten.

VI.3.9.4 Zusammenfassung und Empfehlung

Tab. VI-11 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse U-Bahnlinie U7 (Rudow - Rudow Süd - Bhf. Schönefeld)

Bei hohen Investitionskosten und zusätzlichen Betriebskosten ist ein signifikanter verkehrlicher
Nutzen durch eine Verlängerung der Strecke bis Lieselotte-Berger-Platz nicht zu erzielen.
Auch eine Verlängerung bis Bahnhof Schönefeld ergibt keinen Nachfrageschub. Eine weitere Frei-
haltung der Trasse für eine Streckenverlängerung kann deshalb nicht empfohlen werden.



136 © Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – StEP Verkehr (Entwurf) – 20.06.2003

VI.3.10 S-Bahn 21

Abb. VI-19 Lageplan Maßnahme S21

VI.3.10.1 Kurzbeschreibung und Funktion

• Mit dem Begriff "S21" wird eine Neubaustrecke zwischen dem S-Bahn-Nordring und dem
S-Bahn-Südring über Lehrter Bahnhof bezeichnet. 4 km dieser Neubaustrecke sind bis 2015
bereits geplant. Es ist vorgesehen, über diese Strecke mehrere S-Bahnlinien zu bündeln, die
sich nördlich und südlich des S-Bahn-Ringes auf verschiedene bestehende oder auch bisher
langfristig geplante Streckenabschnitte verteilen. Die Teilabschnitte TA3, TA4 und TA5 gehö-
ren somit zu den Neubauabschnitten der S21, während die Teilabschnitte TA1 und TA2 nicht
zur S21 gehören, sie stehen aber aufgrund der Linienführung in engem Zusammenhang mit
der S21.

• Ergänzung der bereits vorhandenen Erschließung durch die U7 im Bereich Charlottenburg
Nord/Siemensdamm und Direktverbindung zum Hauptbahnhof Lehrter Bahnhof und in das
Regierungsviertel südlich davon.

• Verbindung des Hauptbahnhofes Lehrter Bahnhof mit dem Südring über einen zusätzlichen
Umsteigepunkt am Gleisdreieck bzw. alternativ über die bestehenden Anlagen der Nord-Süd-
Bahn via Anhalter Bahnhof, ggf. mit einem Umsteigebahnhof Trebbiner Straße.

• ab Yorckstraße/Großgörschenstraße Führung mit einem neuen Abzweig südlich Kolonnen-
straße nach Papestraße (Ringbahn) (als Cheruskerkurve bezeichnet).

• Führung zwischen Hakenfelde und Gartenfeld sowie Hauptbahnhof Lehrter Bahnhof und
Landwehrkanal im Tunnel.

• Unterteilung in 5 untersuchte Teilabschnitte: TA1: Hakenfelde – Daumstraße, TA2: Daumstra-
ße – Jungfernheide, TA3: Verknüpfung Gleisdreieck, TA4: Bahnhof Trebbiner Straße, TA5:
Cheruskerkurve.

ergänzende
Neubauabschnitte

S21
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VI.3.10.2 Wichtige verkehrliche Wirkungen

• Für alle betrachteten Teilabschnitte bestehen zwischen Szenario A und Szenario B keine struk-
turellen Unterschiede. Im Szenario A liegt die Belastung um 10 bis 15 % niedriger.

• Betrieb der Gesamtstrecke führt für TA1 im Szenario B zu einer Belastung unter der Havel von
ca. 17.500 Personen im Querschnitt.

• TA2 ohne TA1 (Strecke Jungfernheide – Daumstraße) erreicht im Szenario B Belastungen von
15.000 bis 26.000 Personen im Querschnitt.

• Durch Reisezeitverkürzungen können mit der Umsetzung von TA2 ca. 2.000 von anderen
Verkehrsmitteln verlagerte Fahrten erreicht werden. Außerdem werden ca. 7.000 Umsteige-
vorgänge eingespart.

• Die fußläufige Erreichbarkeit von Schnellbahnhöfen aus bisher nicht von diesen erschlossenen
Gebieten erhöht sich deutlich durch TA1 und TA2.

• Die Verknüpfung am Gleisdreieck (TA3) mit der U1 und U15 führt zu einer Steigerung der
Nachfrage in diesem Abschnitt der Nord-Süd-Tunnel von ca. 10.000 täglichen Personenfahr-
ten im Querschnitt.

• Aufgrund schlechter kleinräumlicher Erreichbarkeit und Verknüpfung vermindert die Umset-
zung des TA3 insbesondere die Zahl der Mehrfachumsteiger. Es kann für den ÖV eine zusätzli-
che Nachfrage von ca. 2.500 Fahrten je Tag aktiviert werden, außerdem werden durch diese
Maßnahme per Saldo ca. 2.500 Umsteigevorgänge eingespart.

• Der Bau eines zusätzlichen Bahnhofs an der Trebbiner Straße führt durch die langen Umstei-
gewege nicht zu einer Verbesserung der verkehrlichen Bewertung.

• Die Umsetzung des TA5 (Cheruskerkurve Kolonnenstraße – Papestraße ) führt zu einer Ver-
minderung der Zahl der Umsteigevorgänge um ca. 15.000 je Tag. Insbesondere die Anteile der
Mehrfachumsteiger werden deutlich reduziert.

• Die die Cheruskerkurve befahrenden Züge binden ca. 34.000 Fahrgäste pro Tag im Querschnitt
an sich und sichern darüber hinaus eine zusätzliche Auslastung des nördlichen Teils des neuen
Nord-Süd-Tunnels.

• Im StEP-Netz 2015 ist die Stammbahn nicht berücksichtigt, weil die Nachfrage keinen wirt-
schaftlichen Betrieb erwarten lässt.
Bei der derzeit laufenden Standardisierten Bewertung der S 21 hat sich gezeigt, dass ein wirt-
schaftliches Ergebnis nur erreicht werden kann, wenn die Neubaustrecke durch Zuggruppen
der S 1 bedient wird. Die Stammbahn bedient teilweise die gleichen Bahnhöfe wie die S 1
(Potsdamer Platz, Schöneberg, Steglitz und Zehlendorf). Die insgesamt kürzere Fahrzeit der
Stammbahn zum Potsdamer Platz bewirkt voraussichtlich Verlagerungen von der S-Bahn zur
Stammbahn in einer Größenordnung von ca. 2000 bis 3000 Fahrgästen pro Tag.

VI.3.10.3 Weitere wichtige Wirkungen

• TA2 Daumstraße – Jungfernheide gliedert sich in den neuen und dementsprechend teuren
Tunnelabschnitt Gartenfeld – Daumstraße und die vorhandene, aber grundsanierungsbedürf-
tige Trasse der Siemensbahn Jungfernheide - Gartenfeld. Insbesondere für Brückenbauwerke
sind hier Ersatz- und Erhaltungsinvestitionen erforderlich.

• Die kostenseitigen Auswirkungen der Verlagerung von der U7 müssen zu gegebener Zeit
geprüft werden.

• Die Verknüpfung über Gleisdreieck ist durch die vielen Überwerfungs- und Verknüpfungs-
bauwerke unter räumlich beengten Verhältnissen relativ aufwändig.

• Bei Umsetzung der TA3 bis TA5 werden vorhandene Ressourcen anderweitig genutzt, so dass
keine erheblichen zusätzlichen Betriebskosten zu erwarten sind.

• Die TA1 und TA2 stellen dagegen eher ein Zusatzangebot dar.
• Der Bau des Bahnhofs Trebbiner Straße ist mit betrieblichem und bautechnischem Aufwand

verbunden. Durch die vorhandene Bebauung sind gute Umsteigebedingungen nur schwer
umsetzbar.

• Die Trasse des TA5 (Cheruskerkurve) ist im FNP freigehalten. Dadurch ist eine bautechnisch
relativ einfache Umsetzung des Vorhabens möglich, allerdings muss der Cheruskerpark umge-
staltet werden.
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VI.3.10.4 Zusammenfassung und Empfehlung

Tab. VI-12 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse S-Bahnlinie S21

Obwohl TA1 eine für einen Endabschnitt hohe Belastung aufweist, rechtfertigt diese nicht die
hohen Kosten der Havelunterquerung. Weitere betriebliche Notwendigkeiten für den Bau dieses
Streckenabschnitts bestehen ebenfalls nicht. Daher sollte diese Option aufgegeben werden.
TA2 weist ebenfalls eine für einen Endabschnitt hohe Belastung und Nachfragewirksamkeit auf.
Aufgrund der hier in größeren Teilen bereits vorhandenen Trasse sollte die Trassenfreihaltung
beibehalten werden.
TA3 sollte im Hinblick auf die hohen Kosten im Vergleich zur erzielbaren Nachfrageschöpfung
mittelfristig nicht umgesetzt werden. Dennoch muss die Trasse freigehalten werden, um die spä-
tere Option einer Engpassbeseitigung (Nord-Süd-Tunnel) offen zu halten.
TA4: Der Bau des Bahnhofs Trebbiner Straße ist mit betrieblichem und bautechnischem Aufwand
verbunden. Durch die vorhandene Bebauung sind gute Umsteigebedingungen nur schwer umsetz-
bar. Dennoch könnte der Bahnhof Trebbiner Straße dann sinnvoll werden, wenn ein Betrieb auch
langfristig mit weniger als 9 Zuggruppen über die vorhandene Nord-Süd-Bahn ausreichend ist.
Dann könnte in der Gesamtabwägung auf den Bau des Teilabschnitts TA3 verzichtet werden und
die Verknüpfung mit der U-Bahn über den gegenüber der Neubaustrecke kostengünstigeren Neu-
bau Bahnhof Trebbiner Straße erfolgen.
Die Cheruskerkurve (TA5) sollte im FNP als Trasse freigehalten bleiben. Durch die positiven ver-
kehrlichen Wirkungen und die Möglichkeit, ohne wesentliche zusätzliche Betriebskosten neue
Angebote zu schaffen, erscheint eine spätere Umsetzung des Vorhabens weiter als sinnvoll.



© Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – StEP Verkehr (Entwurf) – 20.06.2003 139

Inhalt Seite

VI Infrastruktur-Langfristvorhaben: Plausibilität von Optionen.................... 103
VI.1 Aufgabe und Methodik ..................................................................................................... 103
VI.2 Raumszenarien, Verkehrsnachfrage und Netzbelegung.................................................. 105
VI.3 Beschreibung, Prüfung und Bewertung der untersuchten Netzteile............................... 110
VI.3.1 Tangentialverbindung Nord (TVN)....................................................................................113
VI.3.2 Tangentialverbindung Ost (TVO) / Südostautobahn / BAB 100 .......................................115
VI.3.3 B 101 neu (Lankwitz).........................................................................................................119
VI.3.4 Spreequerung Verlängerung Paulsternstraße..................................................................121
VI.3.5 Verkehrslösung Weißensee...............................................................................................123
VI.3.6 Ortsumfahrung Falkenberg...............................................................................................125
VI.3.7 Straßenbahn Südtangente................................................................................................127
VI.3.8 Verknüpfung von U-Bahn und Straßenbahn ....................................................................129
VI.3.9 U-Bahnlinie U7 (Rudow - Rudow Süd - Bahnhof Schönefeld)..........................................134
VI.3.10 S-Bahn 21 ..........................................................................................................................136

Abbildungen Seite

Abb. VI-1 Methodik der Raumszenarienbildung für den StEP Verkehr .....................................103
Abb. VI-2 Entwicklung der Verkehrsnachfrage im Personenverkehr bis 2030 ..........................106
Abb. VI-3 Entwicklung der Verkehrsleistung im Straßennetz bis 2030 .....................................106
Abb. VI-4 Änderung der ÖV-Belastung 2030 – Szenario A gegenüber 2015 Szenario 3...........108
Abb. VI-5 Änderung der ÖV-Belastung 2030 – Szenario B gegenüber 2015 Szenario 3...........108
Abb. VI-6 Änderung der IV-Belastung 2030 – Szenario A gegenüber 2015 Szenario 3 ............109
Abb. VI-7 Änderung der IV-Belastung 2030 – Szenario B gegenüber 2015 Szenario 3.............109
Abb. VI-8 Lageplan der einzelnen langfristigen Infrastrukturvorhaben ...................................112
Abb. VI-9 Lageplan Tangentialverbindung Nord (TVN) .............................................................113
Abb. VI-10 Lageplan BAB 100 und TVO ........................................................................................115
Abb. VI-11 Lageplan Alternative "SO-Autobahn" ........................................................................116
Abb. VI-12 Lageplan B 101 (neu)..................................................................................................119
Abb. VI-13 Lageplan Spreequerung Verlängerung Paulsternstraße ...........................................121
Abb. VI-14 Lageplan Verkehrslösung Weißensee ........................................................................123
Abb. VI-15 Lageplan Ortsumfahrung Falkenberg ........................................................................125
Abb. VI-16 Lageplan Straßenbahn Südtangente .........................................................................127
Abb. VI-17 Lageplan Maßnahme Tram Steglitz ...........................................................................131
Abb. VI-18 Lageplan Maßnahme U7 ............................................................................................134
Abb. VI-19 Lageplan Maßnahme S21...........................................................................................136

Tabellen Seite

Tab. VI-1 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Tangentialverbindung Nord...........114
Tab. VI-2 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Tangentialverbindung Ost / SO-

Autobahn / BAB 100 ...................................................................................................118
Tab. VI-3 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse B 101 neu (Lankwitz)......................120
Tab. VI-4 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Verlängerung Paulsternstraße .......122
Tab. VI-5 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Verkehrslösung Weißensee ............124
Tab. VI-6 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Ortsumfahrung Falkenberg............126
Tab. VI-7 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Straßenbahn Südtangente.............128
Tab. VI-8 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse U-Bahn-/Straßenbahn-

Verlängerung U8 Märkisches Viertel ..........................................................................130
Tab. VI-9 Streckenbelastungen der Varianten und Anzahl neuer Fahrgäste, jeweils im

Vergleich zum Ohne-Fall ............................................................................................132
Tab. VI-10 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse Integration Straßenbahn/

U-Bahn auf der Strecke Kulturforum - Innsbrucker Platz sowie Verlängerung
bis Rathaus Steglitz ....................................................................................................133

Tab. VI-11 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse U-Bahnlinie U7
(Rudow - Rudow Süd - Bhf. Schönefeld) ....................................................................135

Tab. VI-12 Zusammenfassung der Bewertungsergebnisse S-Bahnlinie S21...............................138


